Bürgerrechte und Integration 

Der Einladung der Fürther Grünen zum Thema  „Bürgerrechte und Integration in Zeiten der Terrorismusbekämpfung“  mit Jerzy Montag und Franz Ganster folgten  am Freitag ca. 20 Besucherinnen und Besucher.

Zwangsheirat, Ehrenmorde, Hilferuf einer Berliner Schule an die Politik- alles Problemfälle, die die Auseinandersetzung mit der Integration von Migrantinnen und Migranten nicht gerade erleichtern. Auch die Ausführungen von Franz Ganster über die Aberkennung der Aufenthaltserlaubnis für die 343 irakischen Flüchtlinge, die zur Zeit in Fürth leben, zeigt eine weitere Facette der Problematik.

Auch wenn sehr kontrovers und emotional diskutiert wurde, stimmten die Grünen und Gäste in der Mehrzahl Jerzy Montag zu, der als zentrale Frage der Integrationsthematik sieht, welche Werte ein verbindendes Band in unserer Gesellschaft darstellen: Menschenrechte, Demokratie, Trennung von Staat und Kirche, Aufklärung.

Als Grundlage zur Verwirklichung muss gewährleistet sein: Das Grundgesetz und die Gesetze der BRD gelten für alle Menschen, die hier leben. Das verhindert noch nicht die Straftaten im Namen des Islam, doch es verurteilt sie.

Die Menschen brauchen professionelle Beratungsdienste, die den Integrationsprozess unterstützen. Diese müssen weiter ausgebaut werden, doch leider sind in Fürth in diesem Bereich Stellenstreichungen zu beklagen.

Weiter braucht es eine gemeinsame Sprache und Kenntnisse über unsere Kultur als Schlüssel für gesellschaftliche Teilhabe. Angebote für den Spracherwerb und landeskundliche Bildung müssen für Asylbewerber wie Migranten  zur Verfügung stehen. 

Wir dürfen die Integrationsprobleme nicht weiter ignorieren. Montag bezeichnet es als einen Skandal, dass Integration gefordert wird und gleichzeitig die Mittel dafür gekürzt werden.

Auch wenn Fürth keinen Ehrenmordfall und keinen Hilferuf einer ganzen Schule an die Politiker zu verkraften hat, so zeugen doch auch hiesige Beispiele von nicht gelungener Integration. Am Nachmittag erst protestierten Eltern und Kinder aus der Rosenschule gegen die Schließung einer Sprachlernklasse für Kinder mit sehr geringen Deutschkenntnissen vor dem Jugendhilfeausschuss: Die Grünen hatten dort eine schnelle Lösung der Probleme beantragt. Wo sollen die Deutschkenntnisse herkommen, wenn die spezielle Förderung eingestellt wird.?

Dass der Bundespräsident viel öffentliches Lob für seine Aussage erntete, wir in Deutschland hätten die Integration verschlafen, ärgert den Grünen Bundestagsabgeordneten Jerzy Montag, denn die großen Parteien haben nicht geschlafen, sondern offensichtliche Probleme ignoriert: Bis 1973 gab es einen geregelten Zufluss an Arbeitskräften, danach gab es Einwanderungsmöglichkeiten nur noch für  politische Flüchtlinge, bei Ehegattennachzug und Familienzusammenführung. 

Das heißt, weit über die Hälfte der Migrantinnen und Migranten lebt schon seit über 20 Jahren in Deutschland und, betont Montag, sie haben im Schnitt weit mehr Steuern gezahlt als Sozialhilfeleistungen empfangen. Er bricht auch eine Lanze für die Mehrheit der bei uns lebenden Ausländer, während er große Probleme mit Minderheiten sieht und sich Sorgen um die Entwicklung der Situation für die Jugendlichen macht. 

Die Grünen sind realistisch, sie sehen die Problematik des Multikulturalismus: Die Wahrheit ist, Deutschland ist ein Einwanderungsland! Die Grünen konnten in ihrer Regierungsbeteiligung ein Zuwanderungsgesetz anstoßen. Sie sind mit dem Kompromiss nicht zufrieden. Doch hinter Rechten und Pflichten zu Integrationsleistungen steht Jerzy Montag voll. Die Anerkennung der Gesetze der BRD ist unabdingbare Voraussetzung und der Erwerb der deutschen Sprache ist der Schlüssel zur Teilhabe in nahezu allen gesellschaftlichen Bereichen.

Jerzy Montag sieht Integration als eine positive staatliche Aufgabe an, die bis vor einem Jahr nur von Professionellen, Kirchen , den Grünen und Teilen der SPD unterstützt wurde. Inzwischen ist es auch konservativer Sprachgebrauch. Er bezeichnet es allerdings als einen Skandal, Integration zu fordern und gleichzeitig die Gelder dafür zu kürzen.

Zentrale Frage bei der Integrationsthematik sei, was das verbindende Band unserer Gesellschaft sei, welche Werte wir erwarten. Nicht den konservativen Begriff der Leitkultur meint er damit, sondern er geht mit seinem Begriff multikulturelle Demokratie von einer kulturellen Moderne aus: Menschenrechte, Demokratie, Laizismus (Trennung von Kirche und Staat), Aufklärung. Die Debatte solle zuerst für diejenigen geführt werden, die hier leben wollen (ca. 3 Mio. Muslime, davon 90 % moderat und westlich orientiert) und dann erst Lösungen für die „schwarzen Schafe“ gesucht werden.

Hier entwickelte sich eine hitzige kontroverse Diskussion, denn Erfahrungen mit der islamischen Kultur bei uns zeigen viele Probleme.

Jerzy bietet politische Lösungsvorschläge. Quartiersmanagement kann bei der Verteilung von Wohnungen der Ghettobildung entgegenwirken. Imame sollten an unseren Universitäten ausgebildet werden, sie sollten in deutscher Sprache beten und unterrichten und ihren Glauben moderat, vereinbar mit unseren Menschen- und Bürgerrechten ...vermitteln.

 Wichtig wäre eine muslimische Körperschaft als Ansprechpartner.

Eine weitere Ausdehnung der Integrationsproblematik bringt Franz Ganster, als Flüchtlingsberater der Caritas eingeladen, mit Informationen aus seinem Arbeitsbereich ein. 

Integration definiert er als einen Prozess, dessen Ziel die Herausbildung neuer Strukturen ist. Seit dem 11. September 2001 sieht er die Antimuslimische Diskussion geschürt.

In den 15 Jahren, die Franz Ganster in der Flüchtlingsberatung tätig ist, haben sich viele Bedingungen verschlechtert, das Ausreisezentrum wurde eingerichtet, Beratungsdienste gekürzt.

Aktuell ein großes Problem: Aberkennung der Aufenthaltserlaubnis für irakische Flüchtlinge.

Bis 2003 wurde irakischen Flüchtlingen häufig Asyl bewilligt, seit Ende 2004 wurde ihnen das Asylrecht aberkannt. In Fürth leben zur Zeit 343 irakische Flüchtlinge. Diese Menschen haben jetzt nur noch eine Duldung, ihr rechtmäßiger Aufenthalt wurde aberkannt und sie sind nun von Abschiebung bedroht. Solange die Duldung ausgesprochen wird, ist die Abschiebung aufgeschoben.

Sie haben keinen Anspruch mehr auf Integrationshilfen, ihre Unterstützung wird gekürzt.

Der Gesetzgeber beabsichtigte, eine Duldung nach 18 Monaten in eine Aufenthaltserlaubnis überzuführen. Das gilt nur, wenn die Betroffenen nicht freiwillig ausreisen können. Dabei wird von ihnen Mitwirkung erwartet, z.B. bei der Passbeschaffung. Viele erwartet nach der Ausreise eine unsichere Zukunft und sie kommen dieser Mitwirkung aus Angst davor nicht nach. Daraufhin wird die Arbeitserlaubnis entzogen und ihre Unterstützung zuerst auf die Hälfte gekürzt, einige haben gar kein Taschengeld mehr. Das hat Kriminalisierung zur Folge: Ladendiebstähle, Schwarzfahrten, Verstöße gegen die Residenzpflicht sind nicht zu vermeiden.

Eine ganz wichtige politische Forderung ist der Erhalt und Ausbau der Beratungsdienste, wenn Integration gelingen soll. Integration kann nur mit Hilfe von entsprechenden Beratungsdiensten geleistet werden. Doch in den letzten Jahren wurden Beratungsdienste gestrichen, auch bei der Integrationsbeauftragten. Die Flüchtlingsberatung der Caritas hat eine einzige Stelle in Fürth, und die ist von der Erzdiözese Bamberg abhängig.

Beratung  muss unbedingt von Professionellen geleistet werden, Unterstützung in manchen Bereichen durch Ehrenamtliche, z.B. muttersprachliche kann dabei hilfreich sein.

Selbstkritisch betrachtet Jerzy Montag, welche Probleme des Asylrechts während der Regierungsbeteiligung der Grünen ungelöst blieben:  Wenn wir ein Asylrecht haben, das Asyl nicht auf Lebenszeit erteilt, sondern nur solange die politische Verfolgung droht, solange Aufenthaltserlaubnis an Bedingungen gekoppelt ist, bleibt die logische Folge, dass wir Menschen außer Landes bringen müssen. Das ist im Vollzug schwierig und inhuman. Die Grünen fechten für ein humanes Ausländerrecht, was auch bedeutet, dass Härtefälle human abgefedert werden müssen, dazu braucht es Härtefallkommissionen. Da Integration Ländersache ist, gestaltet sich das schwierig, es ist eine Kann- Bestimmung im Zuwanderungsrecht. Bayern hat keine Härtefallkommission.

Herr Ganster ergänzt, dass die Landesarbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege eine Altfallregelung fordert. Etwa die Anerkennung all derer, die hier seit mindestens 5 Jahren leben, ohne straffällig geworden zu sein. Diese würde vor allem älteren, schwer kranken, behinderten und psychisch traumatisierten Menschen helfen, von denen er viele in der Fronmüllerstraße betreut.

Der Themenkomplex Islam nahm zum Schluss noch einen breiten Raum ein und wurde sehr engagiert diskutiert. Einig waren alle, dass unsere Grundrechte und Gesetze für alle in diesem Land Lebenden Gültigkeit behalten. Ehrenmorde und Zwangsheirat als besonders schwerer Fall der Nötigung sind bei uns verboten. Schriften, die Vorschriften des Koran über geltendes Recht stellen, sind verfassungsfeindlich. „Wer meint, Umma und Scharia stehen über staatlichem Recht wie bei uns vor der Aufklärung im späten Mittelalter, vertritt nicht die einzig mögliche Auslegung des Koran,“ so Jerzy Montag. Das Bundesinnenministerium kann gegen verfassungswidrige Organisationen vorgehen und Menschen ausweisen, die Mord und Gewalt predigen. (Der von der CSU benutzte Begriff Hassprediger ist juristisch nicht fassbar.) Dies alles hat keinen Platz bei uns.

Wir sollten aber kein Feindbild gegen Muslime im allgemeinen hochziehen.

International wird die innermuslimische Auseinandersetzung teilweise mit bedrohlicher Gewalt geführt.

Zusammenarbeit und gesellschaftlicher Dialog mit moderaten Muslimen ist geboten. Im persönlichen Bereich, z.B. unter Kollegen ist das längst Realität. Genannt wurden auch Beispiele für Gottesdienste und Religionsunterricht in deutsch, oder die Baugenehmigung für eine Moschee in München unter der Bedingung, dass sie der Öffentlichkeit, Männern und Frauen, zugänglich ist.

Die Diskussion über Integration ist im Kreisverband sicher nicht abgeschlossen, doch hat sie durch diese Veranstaltung eine breite Basis und neue Akzente bekommen. 

